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Die Informationen zur Raum- und Infra-
strukturentwicklung werden zu einem 
grossen Teil noch immer in gegenständ-
lichen Plänen und Modellen dargestellt. 
Erst schrittweise etablieren sich digita-
lisierte Dokumente. Nicht überraschend 
äussern sich die gesetzlichen Normen da- 
her nur ausnahmsweise zur digitalen Da-
tenbearbeitung. Zwar greift das Geoinfor- 
mationsrecht das Thema ausführlich auf,  
doch in Spezialgesetzen finden sich kaum 
Anweisungen. Auch das Datenschutzge-
setz regelt die digitale Bearbeitung von 
Daten nur unzureichend.

Bau- und Verkehrsdaten geben Auskunft über 
Gebäude, Räume und Infrastrukturanlagen. 
Sie beschreiben deren Lage, Beschaffenheit 
und Nutzung und ermöglichen es, Zusammen- 
hänge zwischen erwarteter Siedlungs- und 
Verkehrsentwicklung aufzuzeigen. Die Daten  
sind sogenannte Sachdaten, die sich nicht 
auf Einzelpersonen beziehen. Die Rahmenbe-
dingungen für die Bearbeitung dieser Sach- 
daten setzen Bestimmungen zu den raum-
wirksamen Tätigkeiten, das Öffentlichkeits- 
prinzip sowie insbesondere das Geoinforma-
tionsrecht und das Datenschutzrecht.

Spezialgesetzliche Vorschriften

Die Bau- und Verkehrsdaten helfen, Bestim-
mungen zu erlassen, welche die Nutzung des 
Bodens oder die Besiedlung des Landes ver-
ändern oder erhalten (Art. 1 RPV). Ihre Grund-

lage sind Spezialgesetze wie etwa das Raum-
planungsrecht oder Bestimmungen über die 
Umwelt, den Wald sowie den Schutz der Ge-
wässer, der Natur und der Heimat. Aber auch 
im Gesetz über die wirtschaftliche Landes-
versorgung oder über die Landwirtschaft fin-
den sich entsprechende Hinweise. Als Teil 
des materiellen Rechts setzen diese Spezi-

algesetze den Rahmen, um Verwaltungsauf-
träge zielgerichtet zu erfüllen. Allerdings be-
fassen sich diese Vorschriften nur am Rand 
mit den dabei benützten Unterlagen, die im-
mer häufiger digital sind. Immerhin ist in ein-
zelnen Baugesetzen vorgeschrieben, dass 
Pläne digital bearbeitbar sein müssen; eben-
so finden sich zunehmend gesetzliche Rege-
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lungen für das papierlose elektronische Bau-
bewilligungsverfahren.

Öffentlichkeitsprinzip und Informations-

pflicht

Alle Dokumente der Verwaltung sind grund-
sätzlich zugänglich; es besteht also ein Recht 
auf Einsicht. Dieses Recht darf nur verweigert  
werden in Fällen, in denen dies ausdrücklich  
geregelt ist. Im Recht der raumwirksamen  
Tätigkeiten kommt diesem Anspruch grund- 
legende Bedeutung zu, weckt er doch das  
Verständnis für Umweltmassnahmen (siehe  
Aarhus-Konvention) und ist er zwingende Vo- 
raussetzung für die Mitwirkung der Bevölke- 
rung in der Raumplanung. Hier wird das Prin- 
zip gar zur Pflicht (Art. 4 RPG). Digitale Daten  
in allgemein zugänglichen Informationssys- 
temen ermöglichen und vereinfachen es, die-
se Plichten auch erfüllen zu können.

Geoinformationsrecht

Diese Prinzipien sind im Recht fachbezogen  
und zwingend umgesetzt worden. Seit 2008  
müssen Geodaten für die breite Nutzung  
nachhaltig, aktuell, rasch und einfach zur Ver- 
fügung gestellt werden (Art. 1 GeoIG). 

Das Geoinformationsrecht setzt die erfor- 
derlichen technischen Rahmenbedingungen,  
also die Datenmodelle für einen effizienten  
digitalen Datenaustausch, und bestimmt, in  
welcher digitalen Form die Geoinformationen  
darzustellen und wie sie im Internet zugäng- 
lich zu machen sind (Darstellungs- und Down- 
loaddienst).

Datenschutzrecht

Der Datenschutz zielt auf den Schutz der  
Persönlichkeit und der Grundrechte von Per-
sonen, über die Daten gesammelt und bear-
beitet werden (Art. 1 DSG). Als Personenda- 
ten gelten Angaben, die sich auf eine be-
stimmte oder bestimmbare Person beziehen  
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(Art. 3 lit. a DSG). Über Sachdaten lassen sich  
keine Personen identifizieren. Im Verbund mit 
zusätzlichen Informationen können Sachda-
ten jedoch Hinweise auf eine bestimmte Per-
son ermöglichen. Lässt sich ein solcher Rück-
schluss mit geringem Aufwand herstellen, so 
ist das Datenschutzgesetz anwendbar. Dies 
trifft für digitale Bau- oder Verkehrsdaten zu. 
Sie sollen ja zum allgemeinen Nutzen die-
nen und sind deshalb im Internet zugänglich; 
zudem bieten sie sich zum Kombinieren an. 
Dass damit auch Personen identifiziert wer-
den können, versteht sich von selbst.

Das Datenschutzrecht ist somit auch bei di-
gitalen Bau- und Verkehrsinformationen, die 
allgemein zugänglich aufgeschaltet sind, an-
zuwenden. Das bringt für reine Sachdaten 
kaum eine Einschränkung, ist hingegen bei 
kombinierten Daten mit Rückschlussmög-
lichkeit auf konkrete Personen zu beachten. 
Denn solche Daten dürfen nur rechtmässig 
und zum vorgesehenen Zweck bearbeitet 
werden. Bei deren Bearbeitung darf insbe-
sondere die Persönlichkeit nicht verletzt wer-

den. Nach Art. 12 und 13 DSG dürfen die Daten  
nicht widerrechtlich bearbeitet werden. Le-
gal ist die Bearbeitung, wenn die betroffene 
Person eingewilligt hat oder die Daten selbst 
allgemein zugänglich macht, etwa, indem sie 
die Daten ins Internet stellt; oder wenn die 
Bearbeitung durch ein überwiegendes priva-
tes oder öffentliches Interesse gerechtfertigt 
oder durch Gesetze geschützt ist, etwa für 
Forschung, Planung und Statistik.

Die bestehenden gesetzlichen Grundlagen 
tragen der Digitalisierung zu wenig Rechnung.  
Insbesondere der Datenschutz kann der tech- 
nologischen Entwicklung kaum folgen. Die 
hängige Revision des Datenschutzgesetzes 
sieht diesbezüglich zurzeit kaum Besserun-
gen vor.
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